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Keine Obergrenze in Bayern?

Nach Gewalttaten mit terroristischem Hintergrund wird in Politik und Medien oft gefragt,
ob die Tat h�tte verhindert werden k�nnen, wenn man den T�ter zuvor abgeschoben oder
in Gewahrsam genommen h�tte. Auch wenn im Einzelfall aufenthaltsbeende Maßnahmen
m�glich gewesen w�ren, wird damit suggeriert, der Staat h�tte versagt. Tats�chlich kann
der freiheitliche Rechtsstaat seine B�rger nicht restlos vor terroristischer Gewalt sch�tzen.
Rufe nach sch�rferen Gesetzen sind oft nicht mehr als ein hilfloser Versuch, von dieser
Realit�t abzulenken.

Werden gleichwohl neue Maßnahmen eingef�hrt, sind sie nicht nur auf ihre Effektivit�t,
sondern auch auf ihre Vereinbarkeit mit Rechtsstaatlichkeit, Grund- und Menschenrechten
zu pr�fen.Vor diesem Hintergrund ist die j�ngste Versch�rfung des Bayerischen Polizeiauf-
gabengesetzes (PAG) besorgniserregend. Durch das am 01.08.2017 in Kraft getretene Ge-
setz zur effektiveren �berwachung gef�hrlicher Personen (GVBl. 2017, S. 388) wird die
bisherige absolute zeitliche Obergrenze des Polizeigewahrsams von 14 Tagen gestrichen.
Nunmehr heißt es, dass die Freiheitsentziehung (zun�chst) nicht mehr als drei Monate be-
tragen darf. Sie kann durch richterliche Entscheidung jedoch »jeweils um l�ngstens drei
Monate verl�ngert werden«. Eine zeitliche Grenze besteht nicht. Damit wird grunds�tzlich
eine unbefristete Pr�ventivhaft m�glich. Ziel des neuen Gesetzes ist es, Personen, von de-
nen die Sicherheitsbeh�rden vermuten, sie k�nnten gef�hrlich werden, l�ngerfristig zu
inhaftieren.

Zwar wurde der urspr�ngliche Vorschlag im Gesetzgebungsverfahren entsch�rft.W�hrend
die Staatsregierung noch vorsah, dass die Pr�ventivhaft auch dann angeordnet werden
durfte, wenn dies zur Abwehr einer »drohenden Gefahr« f�r bedeutende Rechtsg�ter er-
forderlich sei, ist f�r die Anordnung des Pr�ventivgewahrsams nunmehr weiterhin eine
konkrete Gefahr erforderlich. Gleichwohl bleibt es dabei, dass auch in diesem Fall grund-
s�tzlich keine zeitliche Grenze vorgesehen ist. Bereits im Gesetzgebungsprozess wurde
darauf hingewiesen, dass eine unbegrenzte Pr�ventivhaft verfassungswidrig sei, da sie
das Grundrecht auf Freiheit der Person nach Art. 2 Abs. 2 GG und Art. 102 der Bayerischen
Verfassung unverh�ltnism�ßig einschr�nke.

W�hrend es bislang noch keine bundes- oder landesverfassungsrechtliche Judikatur zu einer
unbegrenztenPr�ventivhaftgibt, l�sst sichausderEntscheidungspraxisdesEGMRunddes f�r
die �berwachung des Internationalen Paktes f�r b�rgerliche und politische Rechte (IPbpR)
zust�ndigenUN-Menschenrechtsausschussesableiten,dasseineunbegrenztePr�ventivhaft
gegen die einschl�gigen Menschenrechte in Art. 5 EMRK und Art. 7 IPbpR verst�ßt. Diese
gelten in Deutschland im Rang eines Bundesgesetzes und sind bei der Auslegung der Grund-
rechte des Grundgesetzes und der Bayerischen Verfassung zu beachten. Eine unbegrenzte
Pr�ventivhaft ist somit verfassungs- und v�lkerrechtswidrig (�hnlich wohl Kubiciel ZRP 2017,
57, der die zeitliche Begrenzung der Pr�ventivhaft f�r maßgeblich h�lt).

Der an Grund- und Menschenrechte gebundenen Rechtsstaat darf bei der Bek�mpfung
terroristischer Gefahren der Sicherheit der Allgemeinheit keinen grunds�tzlichen Vorrang
vor den Freiheitsrechten des Einzelnen einr�umen. So hat der EGMR in einem Urteil gegen
Großbritannien (v. 19.02.2009, Beschwerde-Nr. 3455/05 – A. u.a./Vereinigtes K�nigreich,
Tz. 171). ausdr�cklich festgehalten, dass Art. 5 EMRK keine allgemeine Abw�gung zwi-
schen der pers�nlichen Freiheit und staatlicher Terrorbek�mpfung zulasse.

Ob und wie oft eine verl�ngerte Pr�ventivhaft in Bayern zum Einsatz kommt, ist offen.
Tats�chlich verweisen einige nicht zu Unrecht darauf, dass das neue Instrument kaum An-
wendung finden werde. Wer so argumentiert, �bersieht jedoch: Dem Rechtstaat ist es
nicht nur verwehrt, verfassungswidrige Freiheitsbeschr�nkungen durchzuf�hren. Er darf
damit auch nicht drohen.
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